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I. Der Klimawandel – Begriff, Ursachen und Folgen 
I. Der Klimawandel – Begriff, Ursachen und Folgen 

1. Klimawandel und Vulnerabilität 

Der meteorologische Klimabegriff beinhaltet „die Gesamtheit der Witte-
rungserscheinungen, die den mittleren Zustand der Atmosphäre einer geo-
graphischen Lage über einen größeren Zeitraum hinweg kennzeichnen.“1 
Das Klima wird von mehreren Faktoren beeinflusst.2 Durch diese wird die 
zunehmende Erderwärmung verursacht. Dieser Vorgang wird Klimawandel 
genannt.3 Natürliche Schwankungen einer oder mehrerer meteorologischer 
Größen hat es immer gegeben. Jedoch weisen viele Größen in den letzten 
150 Jahren eine Änderung in eine Richtung auf, die es zuvor noch nicht 
gegeben hat und die sehr wahrscheinlich durch den Menschen verursacht 
wurde und wird.4 Dieser Vorgang wird von der herrschenden Meinung der 
Klimaforscher als anthropogener Klimawandel bezeichnet.5 

                                                 
1 Stock, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch der 

Raumordnung, S. 495. 
2 Dabei ist mittlerweile die menschliche Zivilisation an erster Stelle anzuführen, ins-

besondere mit den ihr zuzurechnenden Veränderungen der Atmosphäre durch Treibhaus-
gase und Luftverschmutzungen, vgl. dazu Einleitung I. 2., S. 2. 

3 Vgl. Stock, in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Handwörterbuch 
der Raumordnung, S. 500. Näher dazu Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel 
in Deutschland (Langfassung), S. 10 ff. 

4 Siehe IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 9 ff. Der 
Weltklimarat IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change) gilt überwiegend als 
eine Institution, welche die wissenschaftlichen Erkenntnisse zum Themengebiet des Kli-
mawandels zuverlässig zusammenfasst. Der IPCC soll vor allem Politiker und andere 
Entscheidungsträger mit einem Wissensfundament zum Klimawandel ausstatten. Dazu 
und zur Institution des Weltklimarats, seiner Funktionsweise, seinen Kompetenzen sowie 
den Wirkungen, die der Weltklimarat durch seine Aktivitäten entfaltet, umfassend Bolle, 
IPCC, passim. Besondere Beachtung fand in jüngster Zeit der „Climate Change Report“ 
aus dem Jahr 2007. Mehr als 1250 Autoren haben an diesem letzten Klimabericht mitge-
wirkt, darunter waren Klimaforscher ebenso wie Wirtschaftswissenschaftler und Polito-
logen. Am meisten gelesen wird die „Zusammenfassung für Entscheidungsträger“, die 
„Summary for Policymakers“. Siehe Bundestag, Blickpunkt Bundestag Spezial – Globale 
Aufgabe Klimaschutz, S. 2, 7. Zur jüngsten Kritik am IPCC und dessen vierten Sach-
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Im vorstehend erwähnten Kontext bezeichnet Vulnerabilität den Emp-
findlichkeitsgrad von Systemen gegenüber den nachteiligen Effekten des 
Klimawandels.6 Vulnerabilität beschreibt das Ausmaß, in dem beispiels-
weise das Mensch-Umwelt-System oder Regionen7 und Bereiche8 anfällig 
gegenüber nachteiligen Auswirkungen des Klimawandels sind.9  

2. Ursachen des Klimawandels 

Hauptursache für die Erwärmung der Erde ist sehr wahrscheinlich der ra-
sante Anstieg der Treibhausgase in der Atmosphäre.10 Hauptverantwortlich 
hierfür sind die Verbrennung kohlenstoffhaltiger fossiler Brennstoffe zur 
Energiegewinnung und die damit verbundene Entstehung des wichtigsten 
Treibhausgases Kohlendioxid.11 

                                                 
standsbericht instruktiv Bolle, IPCC, S. 3 ff.; Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregie-
rung – Globale Umweltveränderungen, Klimapolitik nach Kopenhagen, S. 5; Schlacke, 
ZUR 2010, S. 225, 225 f.; Rahmstorf, in: KomPass Newsletter Nr. 11, Juni 2010, S. 2 ff.  

5 So verwenden beispielsweise Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in 
Deutschland (Langfassung), S. 14, 29, 108 diesen Begriff mehrfach. Der IPCC, Climate 
Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 5, 6, 12, 13 spricht von „anthropo-
genic warming“ was übersetzt „anthropogene Klimaerwärmung“ bedeutet. 

6 Siehe European Environment Agency, Vulnerability and adaption to climate change 
in Europe, S. 10. 

7 Beispielsweise Küstengebiete. 
8 Beispielsweise die biologische Vielfalt. 
9 Siehe Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland (Langfas-

sung), S. 15 ff.; Bundesregierung, Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 72. Neben 
dem hier vertretenen Verständnis von Vulnerabilität als potenzieller Betroffenheit von 
Klimawandelfolgen kann der Begriff auch enger ausgelegt werden. Bei einem engen 
Verständnis ist die Befähigung von natürlichen Systemen oder betroffenen Bürgern zur 
Anpassung (sog. Anpassungskapazität) Bestandteil von Vulnerabilität. Eine (hohe) An-
passungskapazität versetzt nach diesem Verständnis des Begriffs „Vulnerabilität“ Syste-
me oder Akteure in die Lage, die Gesamtvulnerabilität gegenüber dem Klimawandel und 
dessen Folgen (deutlich) herabzusetzen, siehe Bundesregierung, Aktionsplan Anpassung, 
Anlage H. 2., S. 2; vgl. auch Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in 
Deutschland (Langfassung), S. 15 ff. Den Ausführungen in dieser Abhandlung liegt das 
erstgenannte, weite Verständnis von Vulnerabilität zugrunde. Synonym für den Begriff 
der „Vulnerabilität“ werden auch „Verwundbarkeit“ und „Verletzlichkeit“ verwendet. Im 
weiteren Verlauf der Abhandlung wird der Begriff „Vulnerabilität“ gebraucht werden. 

10 Neben der Änderung der atmosphärischen Konzentration der Treibhausgase und der 
Aerosole (kleine, schwebende, feste und flüssige Partikel in der Atmosphäre) sind auch 
die Sonneneinstrahlung und die Beschaffenheit der Landoberfläche für die globale Er-
wärmung verantwortlich. Siehe Kartschall/Mäder/Tambke, in: Umweltbundesamt, Kli-
maänderungen, deren Auswirkungen und was für den Klimaschutz zu tun ist, S. 1.  

11 So die Einschätzung des IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Poli-
cymakers, S. 5 und des Sachverständigenrats für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, 
Tz. 96. Siehe auch Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland 
(Langfassung), S. 10; Knopp, UPR 2010, S. 130, 132. Zu beachten ist, dass der IPCC, 
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3. Globale Folgen des Klimawandels  

a) Bisherige Folgen 

In den vergangenen 100 Jahren hat die Erderwärmung im globalen Schnitt 
um 0,74 °C zugenommen.12 Die gravierendsten Auswirkungen der globalen 
Erwärmung zeigen sich momentan in den kalten Ökosystemen der Erde. In 
Gletscher-, Eis-, Permafrost- und Schneegebieten kommt es aufgrund ge-
stiegener Temperaturen zum Abschmelzen des in gefrorener Form gespei-
cherten Wassers.13 Dadurch sind die Meeresspiegel nachweisbar angestie-
gen. Die Niederschläge haben sich in einigen Regionen der Erde wie 
Nordeuropa messbar erhöht, während sie in anderen Regionen nachgewie-
senermaßen zurückgingen. Zudem sind Hitzewellen14 in den letzten 50 
Jahren vermehrt aufgetreten, während sich die Zahl der kalten Tage merk-
lich verringerte.15  

b) Mögliche zukünftige Folgen 

aa) Generelle Folgen  

Nach den (Klima-)Projektionen16 der Klimaforscher soll die Erwärmung 
der Erde fortschreiten. Die Klimaschätzungen für das 21. Jahrhundert ge-

                                                 
Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 5, menschliche Aktivitäten 
nur unter der Einschränkung von „very high confidence“, d. h. von „sehr hoher Wahr-
scheinlichkeit“, als Ursache für den Klimawandel ansieht. 

12 Siehe IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 2. Die 
Jahre 1998, 2002 und 2003 waren die wärmsten seit ungefähr 1000 Jahren, berichtend 
Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 5. 

13 Siehe Bundestag, Blickpunkt Bundestag Spezial – Globale Aufgabe Klimaschutz, 
S. 2; IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 2. 

14 Unter einer Hitzewelle wird im Allgemeinen eine Episode extremer Hitzebelastung 
verstanden. In den USA wird ein Zeitraum von mehr als drei aufeinander folgenden Ta-
gen mit einer Temperatur von mehr als 32,2 °C als Hitzewelle definiert. Vgl. dazu Mücke, 
in: Umweltbundesamt, Klimawandel und Gesundheit, S. 4. 

15 IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 2. 
16 Eine „Klimaprojektion“ ist eine Projektion der Reaktion des Klimasystems auf 

Emissions- oder Konzentrationsszenarien von Treibhausgasen, Aerosolen oder Strah-
lungsantriebsszenarien, häufig auf Klimamodellsimulationen basierend. Klimaprojektio-
nen werden von sog. „Klimaprognosen“ unterschieden, um zu betonen, dass sie von den 
verwendeten Emissions-/Konzentrations- bzw. Strahlungsantriebsszenarien abhängen, die 
auf Annahmen z. B. über zukünftige gesellschaftliche und technologische Entwicklungen 
beruhen, die nur eventuell verwirklicht werden und deshalb mit erheblichen Unsicherhei-
ten verbunden sind. Eine Klimaprognose ist dagegen das Resultat eines Versuchs, eine 
Schätzung der effektiven Entwicklung des Klimas in der Zukunft vorzunehmen, z. B. auf 
saisonaler, jahresübergreifender oder längerfristiger Zeitskala. Weil die zukünftige Ent-
wicklung des Klimasystems stark von den Ausgangsbedingungen abhängen kann, be-
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hen nach gegenwärtigen Erkenntnissen davon aus, dass sich die jährlichen 
Durchschnittstemperaturen um 1,8 °C (sogenanntes niedriges Szenarien-
modell) bzw. um 4,0 °C (sogenanntes hohes Szenarienmodell) gegenüber 
den vorindustriellen Temperaturen erhöhen werden.17 Nach dem aktuellen 
Stand der Wissenschaft liegt die Schwelle für eine gefährliche anthropoge-
ne Störung bei einer Zunahme der globalen Mitteltemperatur von mehr als 
2,0 °C gegenüber dem vorindustriellen Niveau.18 Nur wenn diese Schwelle 
nicht überschritten wird, lassen sich die schwerwiegendsten Folgen der 
Erderwärmung noch vermeiden.19  

Naturwissenschaftler gehen davon aus, dass es aufgrund des Klimawan-
dels weltweit zu einem Anstieg der Temperaturen kommen wird. Aufgrund 
des Schmelzens der Schnee- und Eismassen wird der Meeresspiegel in den 
nächsten 100 Jahren um bis zu 60 Zentimeter ansteigen. Die Zahl der Hit-
zewellen wird voraussichtlich zunehmen. In Ländern auf höheren Breiten-
graden werden vermehrt starke Niederschläge zu beobachten sein. Im 
Gegenzug dazu wird es in Ländern auf niedrigeren Breitengraden zu einem 
Rückgang der Niederschläge kommen. Parallel dazu werden die verfügba-
ren Wasserressourcen auf den höheren Breitengraden zu- und in einigen 
trockenen Regionen der mittleren Breitengrade abnehmen.20 Auch kleinere 
Inseln und Inselgruppen wie die Malediven sind durch den Klimawandel 
großen Gefahren ausgesetzt: Sie drohen durch den steigenden Meeresspie-
gel zu verschwinden oder zumindest große Flächen ihres Gebiets zu verlie-
ren.21 Ferner wird mit einer Zunahme und Intensivierung von Extremwet-
terereignissen zu rechnen sein.22 

                                                 
stehen solche Prognosen in der Regel aus Wahrscheinlichkeitsangaben. Siehe zu den 
Begrifflichkeiten Bundesregierung, Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 70.  

17 Für eine tabellarische Übersicht über diese und weitere Szenarienmodelle siehe 
IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 8. Da diese Annah-
men des IPCC auf verschiedenen Emissionsszenarien beruhen, handelt es sich bei ihnen 
um Klimaprojektionen. Beide referierten Projektionsmodelle weisen erhebliche 
Schwankungsbreiten auf (niedriges Szenario: 1,1–2,9 ºC; hohes Szenario: 2,4–6,4 ºC). 
Als Bezugspunkt für das vorindustrielle Niveau wird das Jahr 1750 herangezogen. Dazu 
Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Tz. 87. 

18 Siehe Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Tz. 7, 66, 87, 
91, 96 f., 100; Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltverände-
rungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, S. 2, 
4, 9; Kartschall/Mäder/Tambke, in: Umweltbundesamt, Klimaänderungen, deren Auswir-
kungen und was für den Klimaschutz zu tun ist, S. 9; O’Neill/Oppenheimer, Science 296 
(2002), S. 1971, 1971 f. 

19 Oschmann/Rostankowski, ZUR 2010, S. 59, 60. 
20 IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 8 ff.  
21 Dazu IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 8 ff.  
22 Vgl. IPCC, Report on Managing the Risks of Extreme Events and Disasters to Ad-

vance Climate Change Adaptation, Summary for Policymakers, S. 5 ff. und 9 ff. 
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bb) Bereichsspezifische Folgen 

Die Bandbreite der vom Klimawandel betroffenen Bereiche ist beträcht-
lich: Menschliche Gesundheit, Ernährung, Land- und Forstwirtschaft, Bau-
wesen, Hochwasser- und Küstenschutz, Wasserwirtschaft und Gewässer-
schutz, Boden, biologische Vielfalt, Energiewirtschaft, Finanzwirtschaft, 
Verkehr, Industrie und Gewerbe, Tourismuswirtschaft und Katastrophen-
schutz.23 Hier ist nicht der Raum, um alle diese Auswirkungen des Klima-
wandels näher beleuchten zu können, daher beschränken sich die Ausfüh-
rungen auf ausgewählte Bereiche. 

(1) Auswirkungen auf Ökosysteme 

Die Erwärmung der Erde wird in den Ökosystemen zu Änderungen führen. 
Es wird voraussichtlich zu einem signifikanten Verlust an biologischer 
Vielfalt kommen. 20 bis 30 Prozent aller Tier- und Pflanzenarten drohen 
auszusterben.24 

Einige Ökosysteme werden durch den Klimawandel voraussichtlich be-
sonders geschädigt werden. An Land werden die Tundra, der nördliche 
Nadelwaldgürtel und die Bergregionen aufgrund ihrer besonderen Sensibi-
lität für Temperaturanstiege betroffen sein. Mediterrane Gebiete werden 
mit zurückgehenden Niederschlägen zurechtkommen müssen. Im Meer 
werden Korallenriffe unter der Erderwärmung leiden.25  

(2) Auswirkungen auf Leben und Gesundheit der Menschen 

Nicht nur die Umwelt wird unter veränderten Klimabedingungen leiden, 
auch die Gesundheit der Menschen wird vom globalen Klimawandel beein-
flusst werden. Zunächst wird es, je nachdem wie stark die Erwärmung der 
Erde voranschreitet, zu einer geringeren Nahrungsmittelproduktion kom-
men. Dies wird vor allem gesundheitliche Auswirkungen auf die Menschen 
in den Entwicklungsländern haben.26 Auch das verfügbare Trinkwasser 
wird in manchen Regionen der Erde zurückgehen.27 Ferner wird mit einer 
Zunahme der Todesfälle durch Hitzewellen, Dürren und Fluten zu rechnen 

                                                 
23 Umfassend hierzu IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymak-

ers, S. 11 f., 13.  
24 Siehe IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 8 ff.; 

Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltveränderungen, Über 
Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, S. 10 f. 

25 IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 8 ff. 
26 Siehe Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltverände-

rungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, 
S. 14 ff. 

27 So Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltveränderun-
gen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, S. 16. 
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sein. Hitzewellen werden auch in Industrienationen für Todesfälle – insbe-
sondere bei älteren und schwachen Menschen – sorgen, wenn keine 
Gegenmaßnahmen getroffen werden (z. B. Installation von Klimaanla-
gen).28 Auch sogenannte vektorübertragene Erkrankungen, wie beispiels-
weise Malaria, die momentan nur in warmen Regionen der Erde zu finden 
sind, werden sich mit einer Erwärmung der Erde in Richtung der Pole aus-
breiten und verlagern. Dieser Vorgang kann viele Todesopfer fordern, da 
bei der Einwanderung von Malaria in neue Gebiete die betroffene Bevölke-
rung nicht immer immunologisch gegen diese Krankheit geschützt ist.29 

(3) Auswirkungen auf die Volkswirtschaft 

Der Klimawandel wird erhebliche wirtschaftliche Auswirkungen haben, 
denn einerseits kann er direkt Einfluss auf die volkswirtschaftliche Ent-
wicklung nehmen und andererseits werden Klimaschutz und Anpassung an 
den Klimawandel30 große Kosten verursachen.31 Bei den volkswirtschaftli-
chen Auswirkungen des Klimawandels ist zu unterscheiden zwischen 
denen, die durch die steigende Zahl und Intensität von Extremwetterereig-
nissen entstehen, und denen, die durch schleichende Veränderungen der 
Umwelt hervorgerufen werden.32 So verursachten extreme Wetterereignisse 
wie Stürme, Überflutungen und Hitzeperioden in den vergangenen Jahren 
teilweise erhebliche betriebs- und volkswirtschaftliche Schäden.33 Als Bei-
spiele lassen sich das europaweite Hochwasser im August 2002 und die 
Hitzewelle in Europa im August 2003 anführen. Den gesamtwirtschaftli-
chen Schaden der Flutkatastrophe bezifferte die Bundesregierung im No-
vember 2002 für Deutschland auf 9,4 Mrd. Euro.34 Von der Hitzewelle im 
Jahr 2003 war ein Gebiet mit der Ausdehnung mehrerer Millionen Qua-

                                                 
28 Siehe Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltverände-

rungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, 
S. 19. 

29 Siehe Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltverände-
rungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, 
S. 19. 

30 Zu den Begriffen „Klimaschutz“ und „Anpassung an den Klimawandel“ sogleich 
Einleitung III. 1. und 2., S. 12 ff. 

31 Vgl. zu den Auswirkungen auf die Wirtschaft IPCC, Climate Change Report 2007 – 
Summary for Policymakers, S. 11, 15 ff.; Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung 
– Globale Umweltveränderungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für 
das 21. Jahrhundert, S. 17 ff.  

32 Zu dieser Differenzierung European Environment Agency, Impacts of Europe’s 
changing climate, S. 167 ff. 

33 Siehe Erdmenger u. a., in: Umweltbundesamt, Die Zukunft ist in unseren Händen, 
S. 26. 

34 Berichtend Münchener Rück, Jahresrückblick Naturkatastrophen 2002, S. 16 ff. 
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dratkilometer betroffen. Nach Angaben von Rückversicherern entstanden 
vor allem in der Landwirtschaft erhebliche Sachschäden (12,3 Mrd. US-
Dollar).35  

Aber auch durch schleichende Veränderungen, die durch den Klima-
wandel hervorgerufen werden, kann es zu Auswirkungen auf die Volks-
wirtschaft kommen. Betroffen sein werden vor allem Bereiche, die von 
natürlichen Bedingungen abhängen. Namentlich sind dies die Fischerei, 
die Forst- und die Landwirtschaft, der Tourismus, die Energieversorgung, 
der Gesundheitsbereich und die Bauwirtschaft.36 

Analysen der wirtschaftlichen Folgen des fortschreitenden Klimawan-
dels zeigen, dass sich konsequenter Klimaschutz und Anpassung an den 
Klimawandel auch volkswirtschaftlich lohnen.37 Denn volkswirtschaftlich 
gesehen ist es weitaus kostengünstiger, möglichst präventiv Maßnahmen 
zum Klimaschutz und zur Anpassung an seine Folgen einzuleiten, als spä-
ter die Folgen des Klimawandels zu beheben.38 Bei Nichthandeln könnten 
allein die volkswirtschaftlichen Schäden ab 2050 weltweit die Größenord-
nung von mehreren Billionen Euro pro Jahr erreichen, davon ca. 100 Mrd. 
Euro allein in Deutschland.39 

                                                 
35 Vgl. zu dieser Angabe Schär/Jendritzky, Nature 432 (2004), S. 559, 559. 
36 Siehe dazu vertiefend European Environment Agency, Impacts of Europe’s chang-

ing climate, S. 167 ff. 
37 Viele deutsche Unternehmen haben erkannt, dass der Klimawandel langfristig Ein-

fluss auf sie haben wird und an strategischer Relevanz gewinnen wird. Mögliche Folgen 
sind Lieferengpässe aufgrund von Extremwetterereignissen, eine sinkende Stromversor-
gungssicherheit infolge steigenden Energiebedarfs und Kühlwassermangels für die 
Stromerzeugung in den Sommermonaten oder auch eine klimawandelbedingte Verände-
rung der eigenen Wirtschaftsgrundlage, wie das beispielsweise in der Wintersporttouris-
musbranche oder der Land- und Forstwirtschaft der Fall sein wird. Allerdings fällt es den 
Unternehmen wegen bestehender Unsicherheiten und des langfristigen Zeithorizonts in 
der Klimawandelfolgenforschung sowie des eher kurzfristigen Blickwinkels in der 
Unternehmensplanung schwer, Anpassungsstrategien zu entwickeln. Vgl. hierzu die Er-
gebnisse zwei verschiedener Befragungen von Unternehmen bei Fichter/Stecher, ZfU 
2011, S. 249, 267 ff. und Mahammadzadeh, ZfU 2010, S. 309, 315 ff. 

38 Umfassend hierzu Stern, The Economics of Climate Change, S. 398, 404 ff., 425 f., 
443; vgl. auch Schuchardt u. a., in: Umweltbundesamt, Deutschland im Klimawandel – 
Anpassung ist notwendig, S. 11. 

39 Zu diesen Einschätzungen European Environment Agency, Impacts of Europe’s 
changing climate, S. 192; Erdmenger u. a., in: Umweltbundesamt, Die Zukunft ist in 
unseren Händen, S. 54. Siehe auch Stern, The Economics of Climate Change, S. 425 f. 
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cc) Gefahren durch abrupte und irreversible Klimaänderungen 

Beim Überschreiten bestimmter Temperaturerhöhungen kann es zudem zu 
abrupten und irreversiblen Klimaänderungen kommen.40 So könnte es bei-
spielsweise bei einer weiteren Erwärmung der Erde zu einem Zusammen-
bruch der thermohalinen Zirkulation kommen. Die thermohaline Zirkula-
tion führt warmes Wasser in den Nordatlantik und erwärmt so Nord- und 
Westeuropa um mehrere Grad Celsius. Würde diese thermohaline Zirkula-
tion zusammenbrechen, entstünden ernsthafte Konsequenzen für die mari-
nen Ökosysteme und die Kohlenstoffaufnahme durch den Ozean. Weiterhin 
könnte es zu einem Zerfall des westarktischen Eisschildes kommen. Dies 
könnte langfristig einen Meeresspiegelanstieg von bis zu sechs Metern zur 
Folge haben. Diese beiden Prognosen sind allerdings mit sehr großen Un-
sicherheiten behaftet.41 

4. Folgen für Deutschland 

a) Bisherige Folgen 

In Deutschland sind die Folgen des Klimawandels schon jetzt bemerkbar.42 
Die Jahresmitteltemperatur hat im Zeitraum von 1900 bis 2000 bereits um 
0,8 bis 1,0 °C zugenommen. Dieser Erwärmungstrend beschleunigte sich 
im Laufe der vergangenen Jahrzehnte deutlich und ist nun mit 0,15 °C je 
Dekade auf fast das Doppelte gestiegen.43 Die Zahl der Niederschläge hat 
in Deutschland infolgedessen zugenommen. Im Schnitt regnet es heute in 
fast allen Jahreszeiten – vor allem im Winter – mehr als früher, nur im 
Sommer regnet es etwas weniger als früher.44 Die Zahl der Tage, an denen 
Schnee liegt, ist im Verlauf der letzten Jahre zurückgegangen.45 Korre-
spondierend dazu hat die Zahl der heißen Tage und der Hitzewellen zuge-

                                                 
40 IPCC, Climate Change Report 2007 – Summary for Policymakers, S. 12; Wissen-

schaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umweltveränderungen, Über Kyoto 
hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhundert, S. 20. 

41 Vgl. zu allem Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung – Globale Umwelt-
veränderungen, Über Kyoto hinaus denken – Klimaschutzstrategien für das 21. Jahrhun-
dert, S. 20 ff.  

42 Siehe Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 6. 
43 Umfassend hierzu Jonas/Staeger/Schönwiese, in: Umweltbundesamt, Berechnung 

der Wahrscheinlichkeit für das Eintreten von Extremereignissen durch Klimaänderungen 
– Schwerpunkt Deutschland, S. 9 ff.  

44 Siehe Bundestag, Blickpunkt Bundestag Spezial – Globale Aufgabe Klimaschutz, 
S. 12 f.; Jonas/Staeger/Schönwiese, in: Umweltbundesamt, Berechnung der Wahrschein-
lichkeit für das Eintreten von Extremereignissen durch Klimaänderungen – Schwerpunkt 
Deutschland, Zusammenfassung S. 9 ff. 

45 So beispielsweise für Bayern Kahl, BayVBl. 2009, S. 97, 97. 
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nommen.46 Auch die Zahl der Starkniederschläge hat sich in den letzten 
Jahren erhöht. Solche extremen Wetterereignisse treten länger, häufiger 
oder intensiver auf.47 

b) Mögliche zukünftige Folgen 

aa) Bereichsspezifische Folgen 

Bis zum Jahr 2080 sollen unter Zugrundelegung verschiedener Szenarien 
die Jahresmitteltemperaturen in Deutschland um bis zu 3,8 °C ansteigen.48 
Es wird weniger Frosttage, mehr heiße Tage und mehr Tropennächte ge-
ben. Weiterhin werden die Zahl und die Dauer von Hitzewellen zuneh-
men.49 Ferner wird sich ganz Deutschland auf eine erhöhte Hochwasser-
vulnerabilität einstellen müssen.50 Für die Biodiversität und den Natur-
schutz wird für den gesamten deutschen Raum eine hohe Vulnerabilität mit 
Blick auf die Erhaltung des Ist-Zustands prognostiziert. In Feuchtgebieten 
wird sich der Klimawandel vor allem auf die Bereiche Wasser und Biodi-
versität negativ auswirken.51 In Ballungsräumen ist in erster Linie die Ge-
sundheit der Menschen durch hohe Hitzebelastungen betroffen.52 Auch die 
Landwirtschaft wird von den Folgen des Klimawandels betroffen sein, da 
steigende Durchschnittstemperaturen, Hitzestress, eine klimawandelbe-
dingte Veränderung der Bodenbeschaffenheit und Probleme bei der Was-
serversorgung der angebauten Pflanzen (steigender Wasserbedarf bei sin-

                                                 
46 Vgl. zu allem Jonas/Staeger/Schönwiese, in: Umweltbundesamt, Berechnung der 

Wahrscheinlichkeit für das Eintreten von Extremereignissen durch Klimaänderungen – 
Schwerpunkt Deutschland, insbesondere S. 9 ff.; Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, 
Klimawandel in Deutschland, S. 6. 

47 Hierzu eingehend Münchener Rück, Jahresrückblick Naturkatastrophen 2002, 
S. 16 ff. 

48 Siehe Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 6 f. Es 
ist darauf hinzuweisen, dass eine Erwärmung um 3,8 °C den oberen Grenzwert einer 
möglichen Spannbreite von +1,6 °C bis +3,8 °C darstellt. Bisher existieren für Deutsch-
land vier regionale Klimamodelle, näher dazu Bundesregierung, Anpassungsstrategie an 
den Klimawandel, S. 10 ff. 

49 Zu diesen Einschätzungen Bundesregierung, Anpassungsstrategie an den Klima-
wandel, S. 11; Umweltbundesamt, Neue Ergebnisse zu regionalen Klimaänderungen – 
Das statistische Regionalisierungsmodell WETTREG, S. 5 ff. 

50 Siehe Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 7 ff. 
51 Dazu Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Tz. 333, 348, 

390 f., 397; Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 9. 
Maaß/Schütte, in: Koch, Umweltrecht, § 7, Rn. 6 stellen fest, dass langfristig die wohl 
größte Gefahr für die Natur im globalen Klimawandel liegt. 

52 Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 9. 
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kendem Wasserdargebot) das Ertragspotenzial negativ beeinflussen kön-
nen.53 

bb) Regionalspezifische Folgen 

Im Osten Deutschlands (nordostdeutsches Tiefland, südostdeutsches Be-
cken und Hügel) drohen eine geringe Wasserverfügbarkeit und Dürren.54 
Davon betroffen sind insbesondere die Land- und Forstwirtschaft, aber 
auch der Verkehrsbereich (Schifffahrt). Hinzu kommt, dass in den Einzugs-
gebieten der großen Flüsse Elbe und Oder mit einer erhöhten Hochwasser-
gefahr gerechnet werden muss.55 

Südwestdeutschland wird voraussichtlich im Sommer unter hohen Tem-
peraturen leiden. Davon wird insbesondere der Bereich der humanen Ge-
sundheit betroffen sein. Auch Land- und Forstwirtschaft sind im Südwes-
ten Deutschlands hoch vulnerabel gegenüber einer schnellen Erwärmung. 
Hinzu kommt eine steigende Gefahr von Hochwasser im Frühjahr, ausge-
löst durch eine Verschiebung der Niederschläge vom Sommer in den Win-
ter sowie eine Zunahme von Starkregenereignissen.56 

In Nordwestdeutschland dämpfen die ozeanischen Einflüsse die Auswir-
kungen des Klimawandels ab, so dass hier vermutlich mit den geringsten 
Klimaveränderungen zu rechnen ist.57 Trotzdem bestehen für die Küstenge-
biete durch den Klimawandel bedingte Gefahren. So wird es voraussicht-
lich zu einem Anstieg des Meeresspiegels um etwa 50 Zentimeter kommen. 
Darüber hinaus führt der Klimawandel zu einer Erhöhung des bei Versagen 
des Küstenschutzsystems zu erwartenden Überflutungsschadens.58 

Die Alpen sind im Bereich Biodiversität sehr anfällig für negative Aus-
wirkungen des Klimawandels, weil sie durch eine hohe Anzahl endemi-
scher Tier- und Pflanzenarten geprägt sind, denen sich im Zuge des Kli-

                                                 
53 Siehe Weigel/Schaller, Analyse des Sachstands zu Auswirkungen von Klimaverän-

derungen auf die deutsche Landwirtschaft und Maßnahmen zur Anpassung, S. 77 ff.; 
Hafner, UPR 2010, S. 371, 372 f. m. w. Nachw. 

54 Siehe Bundesregierung, Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 49; Sachver-
ständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Tz. 554. 

55 So die Einschätzung von Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in 
Deutschland (Langfassung), S. 166. 

56 Siehe Bundesregierung, Anpassungsstrategie an den Klimawandel, S. 49; Zebisch 
u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in Deutschland, S. 7; dies., in: Umweltbundes-
amt, Klimawandel in Deutschland (Langfassung), S. 166. 

57 Zu diesen Vorhersagen Zebisch u. a., in: Umweltbundesamt, Klimawandel in 
Deutschland, S. 8 ff. 

58 So die Einschätzung von Mai u. a., in: Franzius Institut, KRIM: Teilprojekt 2 – 
Klimaänderung und Küstenschutz – Zusammenfassung, S. 190. 
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